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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 447/68 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln für Interventionen durch den Kauf von Zucker. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 447/68 zur Festlegung 
der allgemeinen Regeln für Interventionen durch den Kauf 

von Zucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker *), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 2 ), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG sieht für die Interventionsstellen die Ver- 
pflichtung vor, nach festzulegenden Bedingungen 
während des ganzen Zuckerwirtschaftsjahres den 
ihnen angebotenen Zucker zu kaufen. Bestimmte der 
genannten Bedingungen sind durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 447/68 des Rates vom 9. April 1968 zur 
Festlegung der allgemeinen Regeln für Interven- 
tionen durch den Kauf von Zucker 3 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2487/69 4 ), 
erlassen worden. Diese Verordnung sieht in ihrem 
Artikel 2 erster Unterabsatz insbesondere vor, daß 
die Intervention auf die Zuckerhersteller beschränkt 
wird, denen eine Grundquote gewährt wurde. 

Die seit Inkrafttreten der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG im Zuckersektor gewonnene Erfahrung hat die 
Bedeutung des Bestehens eines freien Wettbewerbs 
für die Vermarktung von Zucker gezeigt. Dieser 
freie Wettbewerb kann durch die Beteiligung des 
unabhängigen Zuckerhandels gefördert werden. 

Dies gilt besonders für die Verwirklichung des 
Handels zwischen den Mitgliedstaaten und mit den 
Drittländern, für den unabhängige Zuckerhandels- 
firmen eine unentbehrliche Rolle spielen. Eine Stär- 


kung deren Stellung innerhalb der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker erscheint aus diesen 
Gründen erforderlich. Eine der ersten Möglichkeiten 
hierzu besteht darin, ihnen gleichfalls das Recht zu 
geben, Gemeinschaftszucker zur Intervention anzu- 
bieten, um ihnen damit zu erlauben, ihre Han- 
delsgeschäfte unter normalen Bedingungen abzu- 
wickeln - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 447/68 wird 
der erste Unterabsatz durch nachstehenden Text 
ersetzt: 

„Die Interventionsstelle kauft Zucker nur dann, 
wenn er angeboten wird durch 

a) den Inhaber einer Grundquote oder 

b) einen auf dem Zuckersektor spezialisierten Han- 
delsbetrieb, der von dem Mitgliedstaat anerkannt 
ist, in dessen Hoheitsgebiet sich seine Nieder- 
lassung befindet." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 91 
vom 12. April 1968, S. 5 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 15. Dezember 1969, S. 11 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



